
 
 

 
 

 

3616 2016-1040 

Vernehmlassungsverfahren   
 

Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, 
Energie und Kommunikation 

Einführung eines Verpflichtungskredits zur Abgeltung von Leistungen 
im regionalen Personenverkehr (RPV) für die Jahre 2018–2021 

Mit dieser Vorlage schlägt der Bundesrat die Einführung eines Verpflichtungskredits 
in der Höhe von 3970 Millionen Franken zur Abgeltung von Leistungen im regiona-
len Personenverkehr (RPV) für die Jahre 2018–2021 vor. Gleichzeitig beantragt er 
die Änderung eines Artikels des Personenbeförderungsgesetzes (PBG), um das 
Instrument des Zahlungsrahmens durch jenes des Verpflichtungskredits zu ersetzen. 

Datum der Eröffnung: 13. April 2016 

Vernehmlassungsfrist: 14. Juli 2016 

Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden bei:  
Telefon 058 462 53 14, Fax 058 462 59 87, www.bav.admin.ch 

Die Vernehmlassungsunterlagen sind elektronisch abrufbar unter: 
www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html 

26. April 2016 Bundeskanzlei 
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